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2 0 7 . Bundesgesetz: Suchtgiftgesetz.
2 0 8 . Verordnung: Anrechnung der Militärdienstzeit bei Pharmazeuten.
2 0 9 . Verordnung: Durchführung des Wohnungsanforderungsgesetzes in Oberösterreich.
2 1 0 . Verordnung: Abänderung der Verordnung über gebünrenrechtliche Maßnahmen auf dem Gebiete des

Fernsprechwesens.

2 0 7 . Bundesgesetz vom 29. Oktober 1946
über den Verkehr und die Gebarung mit

Suchtgiften (Suchtgiftgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1.(1) Suchtgifte im Sinne dieses Gesetzes sind
Stoffe und Zubereitungen, die wegen ihrer Eig-
nung, eine Sucht hervorzurufen, durch zwischen-
staatliche Abkommen (Haager Opiumabkommen
vom 23. Jänner 1912, B. G. Bl. Nr. 361/1921,
Internationale Opiumkonvention zu Genf vom
19. Februar 1925, B. G. Bl. Nr. 244/1928, Ab-
kommen vom 13. Juli 1931 au Genf, B. G. Bl. I
Nr. 198/1934, und deren künftige Ergänzungen)
Beschränkungen hinsichtlich der Erzeugung, des
Verkehres, der Ein-, Durch- und Ausfuhr, der
Gebarung und Anwendung unterworfen sind.

(2) Die Stoffe und Zubereitungen, die unter
dieses Gesetz fallen, werden durch Verordnung
verzeichnet.

§ 2. (1) Die Erzeugung, Verarbeitung, Um-
wandlung, der Erwert) und Besitz von Sucht-
giften ist nur gestattet:

1. nach Maßgabe einer besonderen Bewilligung
des Bundesministeriums für soziale Verwaltung
und in der von diesem zugestandenen Höchst-
menge jenen im Besitz einer Konzession nach
§ 15, Punkt 14, der Gewerbeordnung befind-
lichen Erzeugern chemisch-pharmazeutischer Zu-
bereitungen und Drogengroßhandlungen, die
ein Detailgeschäft überhaupt nicht oder doch
räumlich vollkommen getrennt führen;

2. wissenschaftlichen Instituten oder öffent-
lichen Lehr-, Versuchs-, Untersuchungs- oder
sonstigen Fachanstalten nach Maßgabe einer Be-
stätigung der zuständigen Aufsichtsbehörde, daß
sie der Suchtgifte zur Erfüllung ihrer Aufgaben
bedürfen.

(2) Der Anbau von Pflanzen zwecks Gewin-
nung eines Suchtgiftes ist nur nach Maßgabe
einer vom Bundesministerium für soziale Ver-
waltung im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
sterium für Land- und Forstwirtschaft erteilten
Bewilligung gestattet.

(3) Die nach Abs. (1), Zl. 1, und Abs. (2) Be-
rechtigten dürfen Suchtgifte nur an die nach
Albs. (1) Berechtigten sowie an öffentliche und
Anstalts-Apotheken abgeben.

§ 3. (1) Nach Maßgabe der das Apotheken-
wesen regelnden Vorschriften und unter den Be-
schränkungen der zu diesem Gesetz erlassenen
Durchführungsverordnungen dürfen die Apothe-
ken suchtgifthaltige Arzneien untereinander,
dann gegen Verschreibung an Krankenanstalten,
Ärzte, Tierärzte und Dentisten für ihren Be-
rufsbedarf sowie an Personen, denen solche Arz-
neien verschrieben wurden, abgeben.

(2) Auf den Erwerb und Besitz suchtgifthal-
tiger Arzneien durch Personen, an die sie nach
Abs. (1) abgegeben wurden, findet die Vorschrift
des § 2, Abs. (1), keine Anwendung.

§ 4. Suchtgifthaltige Arzneien dürfen nur ver-
schrieben werden, wenn ihre Anwendung nach
den Grundsätzen der ärztlichen, beziehungs-
weise tierärztlichen Wissenschaft begründet ist
und mit anderen Arzneien das Auslangen nicht
gefunden werden kann.

§ 5. Durch Verordnung werden nähere Vor-
schriften erlassen über:

1. die Erzeugung, Umwandlung und Verar-
beitung, die Beschränkung der Erzeugung auf
bestimmte Mengen und Bezugsquellen, die Ein-,
Durch- und Ausfuhr, den sonstigen Verkehr
und die Gebarung hinsichtlich der Suchtgifte;

2. die Erteilung von Bezugsbewilligungen so-
wie die Ausstellung von Bedarfsbestätigungen
für Suchtgifte;

3. die Führung von Vormerkbüchern und die
Erstattung fortlaufender Berichte über die Er-
zeugung, Umwandlung und Verarbeitung, die
Ein-, Durch- und Ausfuhr und den sonstigen
Verkehr, über vorhandene Vorräte und die Ab-
gabe von Suchtgiften;

4. die Verschreibung und Abgabe suchtgift-
haltiger Arzneimittel.

§ 6. (1) Wer vorsätzlich den bestehenden
Vorschriften zuwider ein Suchtgift in solchen
Mengen erzeugt, einführt oder in Verkehr setzt,
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daß daraus in größerer Ausdehnung eine Ge-
fahr für das Leben oder die Gesundheit von
Menschen entstehen kann, macht sich eines Ver-
brechens wider die Volksgesundheit schuldig
und wird mit schwerem Kerker von einem bis
zu fünf Jahren, bei erschwerenden Umständen
aber, insbesondere wenn er das Verbrechen als
Mitglied einer Bande begangen hat, mit
schwerem Kerker bis zu zehn Jahren bestraft.
Neben der Freiheitsstrafe ist auf eine Geldstrafe
bis zu 25.000 S zu erkennen.

(2) Die Geldstrafe ist so zu bemessen, daß sie den
Nutzen übersteigt, der durch die strafbare Hand-
lung erzielt worden ist oder erzielt werden
sollte. Reicht das gesetzliche Höchstmaß hiezu
nicht aus, so kann es überschritten werden,
jedoch höchstens bis zum Doppelten dieses
Nutzens. Die Ersatzstrafe für eine uneinbring-
liche Geldstrafe darf ein Jahr nicht übersteigen.

(8) Die den Gegenstand der strafbaren Hand-
lung bildenden Sachen oder ihr Erlös sind für
verfallen zu erklären, wenn sie dem Täter oder
einem Mitschuldigen oder Teilnehmer gehören
oder zur Zeit der Beschlagnahme gehörten. In
anderen Fällen können sie für verfallen erklärt
werden. Ebenso können die zur Herstellung oder
Verarbeitung dienenden Materialien und Gerät-
schaften sowie die zum Transport verwendeten,
nicht einer öffentlich-rechtlichen Transport-
unternehmung gehörigen Fahrzeuge für verfallen
erklärt werden, wenn der Fahrzeughalter
wußte, daß sein Fahrzeug zu verbotenem Zweck
mißbraucht wird.

(4) Können die Sachen oder ihr Erlös nicht
ergriffen werden ode r wird nicht auf Verfall
erkannt , so ist auf eine Geldstrafe in der Höhe
des Wertes dieser Sachen oder ihres Erlöses zu
erkennen. Die Geldstrafe ist im Strafurteil, wenn
sich aber die Unvollziehbarkeit des Verfalles
erst später herausstellt, ohne mündliche Ver-
handlung auszusprechen. Der Beschluß ist den
Parteien kundzumachen und kann binnen drei
Tagen mit Beschwerde angefochten werden.

(5) Die Ersatzstrafe für die neben der Frei-
heitsstrafe angedrohte Geldstrafe und die Er-
satzstrafe für eine Geldstrafe, die an die Stelle
des Verfalles t r i t t , dürfen zusammen nicht mehr
als 18 Monate betragen.

(6) Gegen Gewerbsleute kann auch auf Verlust
der Gewerbeberechtigung erkannt werden.

(7) Gegen Ausländer ist auf Landesverweisung
zu erkennen.

§ 7. Kann keine bestimmte Person verfolgt
oder verurteilt werden, so kann auf den Verfall
der den Gegenstand der strafbaren Handlung
bildenden Sachen oder ihres Erlöses selbständig
erkannt werden, wenn im übrigen die Voraus-
setzungen hiefür vorliegen.

§ 8. (1) Wer sich mi t einem anderen zu ge-
werbsmäßiger Begehung des im § 6 bezeichneten
Verbrechens verbindet, macht sich selbst dann,
wenn noch keine zur wirklichen Ausübung eines
Verbrechens nach § 6 führende Handlung
unternommen worden ist, eines Verbrechens
schuldig und ist mit Kerker von einem bis zu
fünf Jahren zu bestrafen.

(2) Nach dieser Vorschrift wird nicht bestraft,
wer aus freien Stücken von der Verbindung zu-
rücktritt, bevor ein Verbrechen nach § 6 be-
gangen oder versucht worden ist.

§ 9. (1) Einer Übertretung macht sich schuldig:
1. wer einem anderen ein Suchtgift über-

läßt, zu dessen Bezug dieser nicht berechtigt ist;

2. wer ein Suchtgift herstellt, verarbeitet, er-
wirbt oder besitzt, u m es den bestehenden Vor-
schriften zuwider in Verkehr zu setzen;

3. wer bei Ausübung der Heilkunde, ohne daß
es nach den Grundsätzen der ärztlichen, bezie-
hungsweise tierärztlichen Wissenschaft geboten
ist, einem anderen ein Suchtgift verordnet oder
überläßt;

4. wer einen Ausweis, der zum Bezuge eines
Suchtgiftes berechtigt, einer Person überläßt, für
die er nicht bestimmt ist;

5. wer einen Ausweis zum Bezuge eines Sucht-
giftes fälscht oder verfälscht;

6. wer einen falschen oder verfälschten Aus-
weis zum Bezuge eines Suchtgiftes einem anderen
überläßt.

(2) Der Tä te r wird, sofern die Handlung
keiner strengeren Strafe unterliegt, vom Gericht
wegen Über t re tung mit Arrest von einer Woche
bis zu sechs Monaten, wenn aber die Ta t ge-
werbsmäßig begangen worden ist, mit ebenso
langem strengen Arrest bestraft. Ist aus der T a t
eine schwere körperliche Beschädigung oder der
Tod eines Menschen erfolgt, so ist der Schuldige
wegen Vergehens nach § 337 St. G. zu be-
strafen. Neben der Freiheitsstrafe kann auf eine
Geldstrafe bis zu 2500 S erkannt werden; ist die
Ta t gewerbsmäßig begangen worden, so ist auf
eine Geldstrafe bis zu 25.000 S zu erkennen.
Gegen Gewerbsleute kann auf Verlust der Ge-
werbeberechtigung, gegen Ausländer auf Ab-
schaffung erkannt werden.

(3) Der vorgefundene Suchtgiftvorrat ist für
verfallen zu erklären.

§ 10. (1) Wer den Bestimmungen dieses Ge-
setzes oder einer auf Grund dieses Gesetzes
erlassenen Verordnung zuwiderhandelt, wird,
sofern die Handlung nicht gerichtlich strafbar
ist, von der Bezirksverwaltungsbehörde, an
Orten aber, die im örtlichen Wirkungsbereiche
einer Bundespolizeibehörde gelegen sind, von
dieser Behörde an Geld bis zu 5000 S oder mi t
Arrest bis zu drei Monaten bestraft.
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(2). Im Straferkenntnis kann auf den Verfall
der den Gegenstand der strafbaren Handlung
bildenden Waren und Geräte erkannt werden,
gleichviel ob sie dem Beschuldigten gehören oder
nicht. In berücksichtigungswürdigen Fällen kann
der Erlös der für verfallen erklärten Waren und
Geräte dem Eigentümer ausgefolgt werden.

§ 11. Mit der Aufgabe der Überwachung des
Verkehrs und der Gebarung mit Suchtgiften
wird eine Suchtgiftüberwachungsstelle als Or-
gan des Bundesministeriums für soziale Verwal-
tung am Sitze dieser Zentralstelle eingerichtet.
Nähere Vorschriften hierüber werden durch
Verordnung erlassen.

§ 12. (1) § 361 des Strafgesetzes wird aufge-
hoben.

(2) Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit der
hiezu zu erlassenden Durchführungsverordnung
in Kraft. Gleichzeitig treten sämtliche bisher
geltende Vorschriften, betreffend Betäubungs-
mittel, außer Kraft.

§ 13. Mit der Vollziehung dieses Gesetzes ist
das Bundesministerium für soziale Verwaltung
im Einvernehmen mit den beteiligten Bundes-
ministerien betraut.

Renner
Figl Maisel

2 0 8 . Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 24. Oktober 1946,
betreffend die Anrechnung der Militärdienst-

zeit bei Pharmazeuten.

Auf Grund des § 3, Abs. (3), des Gesetzes
vom 18. Dezember 1906, R. G. Bl. Nr. 5 ex 1907,
betreffend die Regelung des Apothekenwesens,
wird verordnet:

§ 1. (1) Magistern (Doktoren) der Pharmazie,
die nach erfolgter Einziehung zum Militärdienst
ihrem Berufe gemäß in Lazarettapotheken, in
chemisch-pharmazeutischen Untersuchungsan-
stalten oder in pharmazeutischen Erzeugungsbe-
trieben der Wehrmacht tätig waren, kann die
Zeit ihrer militärischen Verwendung auf die im
§ 3, Abs. (4), des Gesetzes vom 18. Dezember
1906, R.G. Bl. Nr. 5 ex 1907, betreffend die
Regelung des Apothekenwesens, geforderte Min-
destdauer der fachlichen Tätigkeit von fünf
Jahren bis zum Höchstausmaße von vier Jahren
angerechnet werden. Auf die in der angegebenen
Vorschrift geforderte Mindestdauer der fachlichen
Tätigkeit von fünfzehn Jahren für die Erlangung
der Konzession zum Betriebe einer neu zu er-
richtenden Apotheke kann die Zeit einer solchen
militärischen Verwendung als Pharmazeut zur
Gänze angerechnet werden.

(2) Über diese Dauer hinaus kann denjenigen
Konzessionswerbern, die während ihrer mili-
tärischen Dienstleistung invalide geworden sind,

in besonders berücksichtigungswürdigen Fällen
eine weitere Abkürzung der fünfzehnjährigen
Dienstzeit in einem drei Jahre nicht überstei-
genden Ausmaße zugestanden werden.

§ 2. Die im § 15, Abs. (3), des Gesetzes
vom 18. Dezember 1906, R. G. Bl. Nr. 5 ex 1907,
für den Fall des Überganges einer Apotheke an
einen Deszendenten festgesetzte Altersgrenze
von 30 Jahren kann über Antrag um die Dauer
des aktiven Wehrdienstes einschließlich einer all-
fälligen Kriegsgefangenschaft hinaufgerückt
werden.

§ 3. Die militärische Dienstleistung gilt mit
dem Ablauf des Tages als beendet, an dem der
Betreffende aus seiner militärischen Verwendung
im Sinne des § 1 oder im Falle des §. 2 dieser
Verordnung aus dem aktiven Wehrdienst
(Kriegsgefangenschaft) ausgeschieden oder ent-
lassen worden ist.

§ 4. Über die Anrechnung von Militärdienst-
zeiten im Sinne der Vorschriften des § 1 sowie
über die Hinaufrückung der Altersgrenze im
Sinne der Bestimmung des § 2 dieser Verordnung
entscheidet der Landeshauptmann (Magistrat der
Stadt Wien) nach Anhörung der zuständigen
Standesvertretung an erster Instanz.

Maisel

2 0 9 . Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung v o m 3 1 . Oktober
1946, betreffend die Durchführung des
Wohnungsanforderungsgesetzes in Ober-

österreich.

Auf Grund des § 1, Abs. (2), und § 5,
Punk t 13, des Gesetzes vom 22. August 1945,
betreffend die Anforderung und Vergebung von
Wohn- und Geschäftsräumen (Wohnungsanforde-
rungsgesetz), St. G. Bl. N r . 138, wird verordnet:

(1) Die Bezirkshauptmannschaften Braunau am
Inn, Grieskirchen, Kirchdorf a. d. Krems, Linz-
Land, Ried, Vöcklabruck und Wels werden
ermächtigt, in jenen Gemeinden ihres Verwal-
tungsbezirkes, denen das Recht zur Wohnungs-
anforderung durch die Landeshauptmannschaft
nicht zuerkannt wurde, dieses Recht selbst aus-
zuüben.

(2) Auf Antrag des Amtes der oberösterreichi-
schen Landesregierung wird für Linz auf die
Dauer der Geltung des Wohnungsanforderungs-
gesetzes das Recht auf Anforderung einzelner
Wohnräume dahin ausgedehnt, daß bei der Be-
rechnung der überzähligen Wohnräume der
Schlüssel von zwei Personen je Zimmer und eine
Person je Kabinett ohne Rücksicht auf das Alter
der Personen zu gelten hat.

Maisel
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2 1 0 . Verordnung des Bundesministeriums
für Verkehr vom 21. November 1946, wo-
mit die Verordnung des Staatsamtes für
Industrie, Gewerbe, Handel und Verkehr
vom 12. November 1945, B. G. Bl. Nr. 30/
1946, über gebührenrechtliche Maßnahmen
auf dem Gebiete des Fernsprechwesens abge-

ändert wird.

Auf Grund des zustimmenden Beschlusses des
Hauptausschusses des Nationalrates vom 31. Ok-
tober 1946 und des § 4 des Gesetzes zur Ver-
einfachung und Verbilligung der Verwaltung
vom 27. Februar 1934, Deutsches R. G.Bl. I
S. 130, wird verordnet:

Der § 4 der Verordnung vom 12. November
1945, B. G. Bl. Nr. 30/1946, über gebührenrecht-
liche Maßnahmen auf dem Gebiete des Fern-
sprechwesens erhält folgende Fassung:

„Wenn die Kosten der Herstellung eines neuen
Anschlusses oder die Kosten der Übersiedlung
oder Umwandlung eines Anschlusses die festge-
setzten Gebühren (§§ 1, 2 und 3) um 50 v. H.
übersteigen, so sind statt dieser Gebühren die
tatsächlichen Herstellungskosten zu entrichten".

Übeleis


